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Stadt Haldensleben 
Der Bürgermeister 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Öffentliche Auslegung des Entwurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Biogaskraftwerk 
Wedringen", Haldensleben, Ortsteil Wedringen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
 

Der Stadtrat der Stadt Haldensleben hat in seiner öffentlichen Sitzung am 01.09.2011 den Entwurf des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Biogaskraftwerk Wedringen“, Haldensleben, Ortsteil Wedringen, 
einschließlich der Begründung gebilligt und beschlossen, diesen nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
öffentlich auszulegen (Beschluss-Nr. 180-17.(V)/2011). 
 
Der Geltungsbereich ergibt sich aus dem folgenden Kartenausschnitt. 
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Der Planentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes einschließlich Begründung sowie die wesentli-
chen Stellungnahmen aus der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB werden 
 

vom 13.09.2011 bis einschließlich 14.10.2011 (Auslegungsfrist) 
 
im Bürgerbüro der Stadt Haldensleben, Markt 20, während der Öffnungszeiten zu jedermann Einsicht öf-
fentlich ausgelegt. 
 
Es liegen folgende Arten umweltbezogener Informationen vor: 

- Umweltbericht (Teil B der Begründung) einschließlich Ergänzung zum Umweltbericht 
- Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen 
- Gutachten zu voraussichtlichen Auswirkungen hinsichtlich Immissionen (Geruch und Lärm) 

 
Über den Inhalt des Entwurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Biogaskraftwerk Wedringen“, 
Haldensleben, Ortsteil Wedringen, wird auf Verlangen Auskunft erteilt. Während der o.g. Auslegungsfrist 
können von jedermann Anregungen zum Planentwurf schriftlich oder mündlich zur Niederschrift abgege-
ben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahme mitgeteilt 
wird, ist die Anschrift des Verfassers anzugeben. 
 
Ein Normenkontrollantrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen diesen Bebauungsplan 
ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rah-
men dieser öffentlichen Auslegung nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend 
machen können. 
 
 
 
Haldensleben, den 02.09.2011 
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